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Vita 34 AG 

Leipzig

(ISIN DE000A0BL849 – WKN A0BL84)

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Am

Mittwoch, den 28. Juni 2017, um 11:00 Uhr MESZ,

findet im Fraunhofer-Institut 

für Zelltherapie und Immunologie

Perlickstraße 1, 04103 Leipzig,

die ordentliche Hauptversammlung der Vita 34 AG mit Sitz in 

Leipzig statt. Hierzu laden wir unsere Aktionärinnen und Aktio-

näre herzlich ein.

I. TAGESORDNUNG

Punkt 1
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Vita 34 AG 

zum 31. Dezember 2016, des gebilligten Konzernabschlusses 

zum 31. Dezember 2016, des für die Vita 34 AG und den Kon-

zern zusammengefassten Lageberichts für das Geschäftsjahr 

2016 mit den erläuternden Berichten zu den Angaben nach  

§§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB sowie des Berichts des Auf-

sichtsrats für das Geschäfts-jahr 2016

Die vorstehend genannten Unterlagen sind ab dem Zeitpunkt 

der Einberufung der Hauptversammlung den Aktionären im In-

ternet unter www.vita34group.de, Bereich „Hauptversammlung“ 

zugänglich gemacht.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresab-

schluss und den Konzernabschluss bereits gebilligt. Damit ist der 

Jahresabschluss nach § 172 AktG festgestellt. Die unter diesem 

Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen sind der Hauptver-

sammlung vorzulegen, ohne dass es einer Beschlussfassung der 

Hauptversammlung bedarf.

Punkt 2
Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

für das Geschäftsjahr 2016

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss 

der Vita 34 AG zum 31. Dezember 2016 ausgewiesenen Bi-

lanzgewinn, bestehend aus einem Jahresüberschuss in Höhe 

von EUR 1.177.425,16 sowie einem Gewinnvortrag in Höhe 

von EUR 28.711,69, d.h. einem Gesamtbetrag in Höhe von  

EUR 1.206.136,85, wie folgt zu verwenden:

a) �Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,16 auf jede gewinn- 

berechtigte Stückaktie� EUR 474.334,88
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b) �Einstellung in die anderen Gewinnrücklagen			 

� EUR 703.090,28

c) Vortrag auf neue Rechnung	  

� EUR 28.711,69

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die von der 

Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar gehaltenen eigenen 

Aktien, die gemäß § 71b AktG nicht dividendenberechtigt sind. 

Bis zur Hauptversammlung kann sich die Zahl der dividendenbe-

rechtigten Aktien ändern. In diesem Fall wird bei unveränderter 

Ausschüttung von EUR 0,16 je dividendenberechtigter Stückak-

tie der Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Be-

schlussvorschlag zur Gewinnverwendung unterbreitet werden. 

Seit dem 1. Januar 2017 ist der Anspruch der Aktionäre auf ihre 

Dividende am dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss fol-

genden Geschäftstag fällig (§ 58 Abs. 4 Satz 2 AktG). Die Divi-

dende soll daher am 3. Juli 2017 ausgezahlt werden.

Punkt 3
Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2016 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

Den im Geschäftsjahr 2016 amtierenden Mitgliedern des Vor-

stands wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.

Punkt 4
Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für 

das Geschäftsjahr 2016

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

Den im Geschäftsjahr 2016 amtierenden Mitgliedern des Auf-

sichtsrats wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.

Punkt 5
Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers 

und des Konzernabschlussprüfers 

Für die Abschlussprüfung von Jahresabschluss und Konzernab-

schluss sowie zusammengefassten Lagebericht der Vita 34 AG 

für das Geschäftsjahr 2017 empfiehlt der Aufsichtsrat gemäß 

Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische 

Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von 

öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 

2005/909/EG der Kommission die PKF Deutschland GmbH Wirt-

schaftprüfungsgesellschaft (Niederlassung Berlin) und die BDO 

AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (Niederlassung Leipzig) und 

teilt der Hauptversammlung dabei eine Präferenz für die PKF 

Deutschland GmbH Wirtschaftprüfungsgesellschaft (Niederlas-

sung Berlin) mit.  

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor, folgenden Beschluss zu fas-

sen:

„Die PKF Deutschland GmbH Wirtschaftprüfungsgesellschaft 

(Niederlassung Berlin) wird zum Abschlussprüfer und Konzern-

abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 sowie zum Prüfer für 

die gegebenenfalls prüferische Durchsicht von Zwischenberich-

ten bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung bestellt.“

Punkt 6
Beschlussfassung über die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder 

und entsprechende Satzungsänderung (§ 12) und zur Neu-

strukturierung der Aufsichtsratsvergütung (§ 18)

Der Aufsichtsrat setzt sich derzeit gemäß § 12 Abs. 1 der Sat-

zung aus sechs Mitgliedern zusammen. Der Aufsichtsrat soll auf 

vier Mitglieder verkleinert werden. Die Änderung wird erst mit 

Eintragung der Satzungsänderung ins Handelsregister wirksam. 

Im Rahmen der Verkleinerung des Aufsichtsrates soll aufgrund 

der weiter gestiegenen Anforderungen an die Arbeit des Auf-

sichtsrates auch die Vergütung der Tätigkeit des Aufsichtsrates 

neu strukturiert werden.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen, die 

Satzung der Gesellschaft wie folgt zu ändern:

a)	 § 12 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt geändert und neu 

gefasst:

„(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern.“

b)	 § 18 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt geändert und neu 

gefasst:

„(1) Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten nach Ablauf des Ge-

schäftsjahres eine Vergütung in Höhe von 24.000,00 Euro für 

jedes volle Jahr ihrer Mitgliedschaft im Aufsichtsrat. Für den Vor-

sitzenden des Aufsichtsrates erhöht sich diese Vergütung auf 

96.000,00 Euro, für seinen Stellvertreter erhöht sich diese Ver-

gütung auf 42.000,00 Euro. Die Vergütung ist zeitanteilig zahlbar 

nach Ablauf eines jeden Kalenderquartals. Die Mitglieder des 

Aufsichtsrates werden in eine im Interesse der Gesellschaft von 

dieser in angemessener Höhe unterhaltenen Vermögensscha-

den-Haftpflichtversicherung einbezogen, soweit eine solche be-

steht. Die Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft.“

Diese Regelung soll erstmals für das gesamte Geschäftsjahr 

2017 gelten.

Punkt 7
Beschlussfassung über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

Mit Beendigung der Hauptversammlung am 28. Juni 2017 en-

den die Amtszeiten von Herrn Dr. Hans-Georg Giering, Herrn Al-

exander Starke und Herrn Dr. Holger Födisch im Aufsichtsrat. Herr 

Artur Isaev hat sein Amt als Aufsichtsratsmitglied niedergelegt. 

Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 Akti-

engesetz sowie § 12 Abs. 1 der Satzung in der durch Tagesord-

nungspunkt 6 geänderten Fassung aus vier Mitgliedern zusam-

men, die von der Hauptversammlung gewählt werden. Daher 

sind zwei neue Aufsichtsratsmitglieder von der Hauptversamm-

lung zu wählen.

Der Aufsichtsrat schlägt vor zu beschließen:

Mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversammlung bis zum 

Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 

vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, 

wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt nicht mit-

gerechnet wird, wird in den Aufsichtsrat gewählt:

(a) 	Herr Dr. Hans-Georg Giering, Geschäftsführender Gesell-

schafter der Cagnosco GmbH, wohnhaft in Deuben,

(b) 	Herr Alexander Starke, Rechtsanwalt und Fachanwalt für 

Bank- und Kapitalmarktrecht und geschäftsführender Gesell-

schafter der STARKE.recht GmbH, wohnhaft in Baiersdorf, 

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzel-

abstimmung über die Kandidaten entscheiden zu lassen. 

Herr Dr. Giering bekleidet kein weiteres Amt in gesetzlich zu bil-

denden Aufsichtsräten oder vergleichbaren Kontrollgremien in- 

oder ausländischer Gesellschaften.

Herr Starke bekleidet kein weiteres Amt in gesetzlich zu bilden-

den Aufsichtsräten oder vergleichbaren Kontrollgremien in- oder 

ausländischer Gesellschaften. 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats steht zum Zeitpunkt der 

Wahl in den Aufsichtsrat keiner der vorgeschlagenen Kandidaten 

in einer persönlichen oder geschäftlichen Beziehung zur Vita 34 

AG, deren Konzernunternehmen, den Organen der Vita 34 AG 

oder einem wesentlich an der Vita 34 AG beteiligten Aktionär, 

deren Offenlegung gemäß Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corpora-

te Governance Kodex empfohlen wird. Wesentlich beteiligt im 

Sinne dieser Empfehlung sind Aktionäre, die direkt oder indirekt 

mehr als 10% der stimmberechtigten Aktien der Gesellschaft 

halten. 

Der Aufsichtsrat hat sich bei den vorgeschlagenen Kandidaten 

versichert, dass sie den für das Amt zu erwartenden Zeitauf-

wand erbringen können. Gemäß Ziffer 5.4.3 Satz 3 des Deut-

schen Corporate Governance Kodex wird darauf hingewiesen, 

dass Herr Dr. Hans-Georg Giering im Falle seiner Wiederwahl in 
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den Aufsichtsrat als Kandidat für den Aufsichtsratsvorsitzenden 

vorgeschlagen werden soll. Ein kurzer Lebenslauf der zur Wahl 

vorgeschlagenen Kandidaten ist dieser Einladung als Anlage 

beigefügt und wird auf der Internetseite der Gesellschaft ver-

öffentlicht.

Punkt 8
Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Geneh-

migten Kapitals-2017 unter Aufhebung des bestehenden 

genehmigten Kapitals und mit der Möglichkeit des Aus-

schlusses des Bezugsrechts der Aktionäre (Genehmigtes 

Kapital-2017) sowie entsprechende Satzungsänderung (§ 7)

Die in der Hauptversammlung vom 28. August 2014 beschlos-

sene Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital der Gesell-

schaft bis zum 27. August 2019 mit Zustimmung des Aufsichts-

rats durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital-2014), wird zum Zeitpunkt der 

Hauptversammlung voraussichtlich teilweise ausgenutzt sein. 

Um die Gesellschaft auch künftig in die Lage zu versetzen, ihre 

Eigenkapitalausstattung den sich ergebenden Erfordernissen fle-

xibel anzupassen und sich bietende Akquisitionsmöglichkeiten 

rasch und sicher nutzen zu können, soll das Genehmigte Kapi-

tal-2014 aufgehoben und ein neues Genehmigtes Kapital-2017 

beschlossen werden.

a) Beschlussvorschlag 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, Folgendes zu beschlie-

ßen: 

1.	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-

schaft bis zum 27. Juni 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

einmalig oder mehrfach um bis zu insgesamt 1.513.250,00 

Euro durch Ausgabe von bis zu 1.513.250 neuen, auf den Na-

men lautenden nennwertlosen Stammaktien gegen Bar- oder 

Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital-2017). Wird das 

Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären ein 

Bezugsrecht zu gewähren. Das Bezugsrecht kann den Aktionären 

auch mittelbar gewährt werden gemäß § 186 Abs. 5 AktG. Der 

Vorstand wird jedoch ermächtigt, jeweils mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats über den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-

näre zu entscheiden. Ein Bezugsrechtsausschluss ist nur zulässig, 

-	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

-	� um Aktien als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Ge-

sellschaft sowie Arbeitnehmer von verbundenen Unterneh-

men der Gesellschaft auszugeben; 

-	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen;

-	� soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von im Zeit-

punkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals-2017 um-

laufenden Wandel- und/oder Optionsrechten bzw. einer 

Wandlungspflicht aus von der Vita 34 AG oder ihren Konzern-

gesellschaften bereits begebenen oder künftig zu begeben-

den Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 

wie es ihnen nach Ausübung der Wandel- und/oder Options-

rechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungspflicht als Aktio-

näre zustehen würde; 

-	� wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien bei Kapitalerhö-

hungen gegen Bareinlagen den Börsenpreis der bereits bör-

sennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festle-

gung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet und 

die ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 

der Ausübung dieser Ermächtigung überschreiten. Auf diese 

Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 

aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder ent-

sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 

Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden 

bzw. auszugeben sind. 

Der Vorstand wird weiter ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapi-
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talerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital-2017 festzulegen, 

insbesondere den Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen 

der Aktienausgabe. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung 

des § 7 Abs. 2 der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnut-

zung des genehmigten Kapitals und, falls das genehmigte Kapi-

tal bis zum 27. Juni 2022 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt 

sein sollte, nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen. 

2.	 Das derzeitige genehmigte Kapital in § 7 Abs. 2 der Satzung 

wird für die Zeit ab Wirksamwerden des in dieser Hauptver-

sammlung am 28. Juni 2017 neu geschaffenen Genehmigten 

Kapitals-2017 aufgehoben, soweit zum Zeitpunkt des Wirksam-

werdens dieser Aufhebung noch nicht davon Gebrauch gemacht 

wurde. 

3.	 § 7 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung 

vom 28. Juni 2017 ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft 

bis zum 27. Juni 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einma-

lig oder mehrfach um bis zu insgesamt 1.513.250,00 Euro durch 

Ausgabe von bis zu 1.513.250 neuen, auf den Namen lautenden 

nennwertlosen Stammaktien gegen Bar- oder Sacheinlage zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital-2017). 

Wird das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktio-

nären ein Bezugsrecht zu gewähren. Das Bezugsrecht kann den 

Aktionären auch mittelbar gewährt werden gemäß § 186 Abs. 

5 AktG. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, jeweils mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats über den Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre zu entscheiden. 

Ein Bezugsrechtsausschluss ist nur zulässig,

-	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

-	� um Aktien als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Ge-

sellschaft sowie Arbeitnehmer von verbundenen Unterneh-

men der Gesellschaft auszugeben; 

-	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen;

-	� soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von im Zeit-

punkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals-2017 um-

laufenden Wandel- und/oder Optionsrechten bzw. einer 

Wandlungspflicht aus von der Vita 34 AG oder ihren Konzern-

gesellschaften bereits begebenen oder künftig zu begeben-

den Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 

wie es ihnen nach Ausübung der Wandel- und/oder Options-

rechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungspflicht als Aktio-

näre zustehen würde; 

-	� wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien bei Kapitalerhö-

hungen gegen Bareinlagen den Börsenpreis der bereits bör-

sennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festle-

gung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet und 

die ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 

der Ausübung dieser Ermächtigung überschreiten. Auf diese 

Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 

aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder ent-

sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 

Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden 

bzw. auszugeben sind. 

Über die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitaler-

höhungen aus dem Genehmigten Kapital-2017, insbesondere 

den Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien-

ausgabe, entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 7 

Abs. 2 der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 

genehmigten Kapitals und, falls das genehmigte Kapital bis zum 

27. Juni 2022 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, 

nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen.“ 

b) Schriftlicher Bericht des Vorstands über den Ausschluss 

des Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 1 und Abs. 2 i.V.m.  

§ 186 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2 AktG  

Gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 
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2 AktG erstattet der Vorstand über die Gründe für den Bezugs-

rechtsausschluss und den Ausgabebetrag den folgenden schrift-

lichen Bericht, der ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-

versammlung im Internet unter www.vita34group.de, Bereich 

„Hauptversammlung“ zugänglich gemacht wird sowie während 

der Hauptversammlung den Aktionären zur Einsichtnahme aus-

liegt: 

„(1) Soweit der Vorstand ermächtigt ist, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom gesetzlichen Bezugsrecht der 

Aktionäre auszunehmen, rechtfertigt sich dies dadurch, dass 

es ohne eine derartige Ermächtigung dem Vorstand im Einzel-

fall nicht möglich wäre, ein glattes Beteiligungsverhältnis her-

zustellen. Der Bezugsrechtsausschluss ermöglicht insoweit die 

erleichterte Abwicklung einer Bezugsrechtsemission, wenn sich 

aufgrund des Emissionsvolumens oder zur Darstellung eines 

praktikablen Bezugsverhältnisses Spitzenbeträge ergeben. Die-

ser Bezugsrechtsausschluss findet seine Rechtfertigung daher in 

technischen Gegebenheiten. Die als so genannte „freie Spitzen“ 

vom Bezugsrecht ausgenommenen neuen Aktien werden best-

möglich für die Gesellschaft verwertet. 

(2)	Die Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um 

neue Aktien in Höhe bis zu 10% des Grundkapitals gegen Ba-

reinlagen zu einem Preis auszugeben, der den Börsenpreis der 

Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Festlegung des Aus-

gabepreises durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet, 

findet ihre Rechtfertigung in folgenden Gegebenheiten: Diese 

Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in 

die Lage versetzen, kurzfristig günstige Börsensituationen aus-

zunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen 

möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche 

Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Sie liegt somit im Interes-

se der Gesellschaft und der Aktionäre. Aufgrund des börsenna-

hen Ausgabekurses der neuen Aktien wird jedem Aktionär die 

Möglichkeit gegeben, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteils-

quote erforderlichen Aktien über die Börse zu annähernd glei-

chen Bedingungen zu erwerben, falls er seine Beteiligungsquote 

aufrechterhalten will. 

(3)	Die Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um 

neue Aktien im Rahmen einer Kapitalerhöhung gegen Sachein-

lagen auszugeben, ist aus folgenden Gründen erforderlich: Die 

Kapitalerhöhung soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben, 

in geeigneten Einzelfällen einzelne Wirtschaftsgüter oder Be-

teiligungen an Unternehmen bzw. Unternehmensteilen gegen 

Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. 

Die Ermächtigung ermöglicht der Gesellschaft den Erwerb von 

Beteiligungen und damit eine Expansion und/oder Komplettie-

rung ihres Tätigkeitsgebiets ohne eine Belastung ihrer Finanz- 

bzw. Liquiditätsmöglichkeiten. Der Gesellschaft wird insofern ein 

Instrumentarium zur Verfügung gestellt, mit dem es möglich ist, 

eventuelle Akquisitionen unter Zuhilfenahme flexibler Finanzie-

rungsmöglichkeiten zu realisieren. Die Ermächtigung umfasst 

dabei sowohl den Erwerb von Beteiligungen im Rahmen so ge-

nannter Share Deals (Erwerb von Anteilen) als auch den Erwerb 

im Rahmen eines so genannten Asset Deals (Übernahme eines 

Unternehmens oder Unternehmensteils durch den Erwerb der 

dazu gehörenden Vermögensgegenstände, Rechte, Vertragspo-

sitionen u. ä.). In diesem Zusammenhang ist es notwendig, dem 

Vorstand eine Möglichkeit an die Hand zu geben, den Kaufpreis 

nicht in Geld, sondern auch durch Aktien der Gesellschaft leisten 

zu können, sofern der Käufer – was häufig der Fall ist – hieran ein 

Interesse hat oder dies sogar zur Bedingung macht. Die Einräu-

mung der Möglichkeit durch die Schaffung eines entsprechen-

den genehmigten Kapitals unter Bezugsrechtsausschluss der 

Aktionäre ist für diese Fälle notwendig, da die Einberufung der 

Hauptversammlung zum Beschluss über einen entsprechenden 

konkreten Fall zum einen kostspielig und zum anderen häufig 

aus Zeitgründen nicht möglich ist. 

(4)	Mit der Ermächtigung des Vorstands, neue Belegschaftsak-

tien auszugeben, soll die Möglichkeit eröffnet werden, Mitar-

beitern eine zusätzliche Vergütung für besondere Leistungen in 

Form von Aktien zu gewähren. Die Ausgabe von Belegschaftsak-

tien soll in einzelnen Fällen also als Instrument der Mitarbeiter-

belohnung und -motivation – unterhalb der Führungsebene – 

eingesetzt werden. Von dieser Ermächtigung soll auch Gebrauch 
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gemacht werden können, um den Begünstigten Aktien der Ge-

sellschaft zu Vorzugskonditionen im Rahmen eines Aktienplans 

bzw. in Form eines Belegschaftsaktienprogramms anbieten zu 

können. Bei solchen Programmen haben die Begünstigten be-

reits bei Erwerb der Aktien ein Eigeninvestment zu leisten und 

werden Aktionäre der Gesellschaft; das ist für die Wahrnehmung 

des Incentives bei den Begünstigten von besonderer Bedeutung. 

Das Eigeninvestment besteht dabei in der Zahlung des (vergüns-

tigten) Erwerbspreises für die Aktien aus dem genehmigten 

Kapital. Über die sich an den Erwerb anschließende Haltefrist 

sind die Begünstigten mit ihrem Eigeninvestment den gleichen 

Kursschwankungen und Risiken ausgesetzt, wie andere Aktio-

näre der Gesellschaft. Die Gesellschaft ist der Auffassung, dass 

sich mit der Durchführung eines solchen Aktienplans mit effektiv 

ausgegebenen Aktien verbunden mit einer Aktionärsstellung der 

Begünstigten das Ziel einer an der langfristigen und nachhaltigen 

Wertsteigerung der Gesellschaft ausgerichteten Incentivierung 

erreichen lässt. Ein solcher Aktienplan könnte auch mit eigenen, 

am Markt zurück gekauften Aktien durchgeführt werden, was 

jedoch zu einer deutlichen Belastung der Liquidität führen wür-

de. Daher kann die Durchführung eines solchen Aktienplans auf 

der Basis von genehmigtem Kapital für die Gesellschaft vorzugs-

würdig sein. Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll 

die Gesellschaft in die Lage versetzen, einen Aktienplan als ein 

langfristig angelegtes Instrument zur Motivation und Bindung 

von Arbeitnehmern einzusetzen. Hinsichtlich der Begründung 

des Ausgabebetrags sind derzeit noch keine Angaben möglich. 

Jedoch wird der Vorstand den Ausgabebetrag unter Berücksich-

tigung des durchschnittlichen Börsenkurses für die Aktien der 

Gesellschaft sowie des Interesses der Gesellschaft und der Ak-

tionäre angemessen festsetzen. Bei einem Aktienplan werden 

Vorstand und Aufsichtsrat insbesondere auch darauf achten, 

dass die vergünstigte Aktienausgabe in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem von den Begünstigten zu erbringenden Eige-

ninvestment und der jeweiligen Gesamtvergütung steht. 

(5)	Darüber hinaus soll das Bezugsrecht mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates ausgeschlossen werden können, soweit es erforder-

lich ist, um auch den Inhabern von bestehenden und künftig zu 

begebenden Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien geben zu können, wenn dies 

die Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibung vorsehen. 

Solche Schuldverschreibungen sind zur erleichterten Platzierung 

am Kapitalmarkt in der Regel mit einem Verwässerungsschutz-

mechanismus ausgestattet, der vorsieht, dass den Inhabern bei 

nachfolgenden Aktienemissionen mit Bezugsrecht der Aktionäre 

anstelle einer Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie 

es auch den Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, 

als ob sie ihr Options- oder Wandlungsrecht bereits ausgeübt 

hätten bzw. eine Wandlungspflicht erfüllt wäre. Dies hat den Vor-

teil, dass die Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Verwässe-

rungsschutz durch Reduktion des Options- bzw. Wandlungsprei-

ses – einen höheren Ausgabekurs für die bei der Wandlung oder 

Optionsausübung auszugebenden Aktien erzielen kann. 

Insgesamt rechtfertigen die beschriebenen Vorteile nach Über-

zeugung des Vorstands und Aufsichtsrats der Gesellschaft den 

vorgeschlagenen Ausschluss des Bezugsrechts. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 

der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird dies 

nur dann tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des 

Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Ak-

tionäre liegt. Der Vorstand wird den Aktionären auf der ordent-

lichen Hauptversammlung jeweils Bericht erstatten über eine 

etwaige Ausnutzung des Genehmigten Kapitals-2017.“

Punkt 9
Beschlussfassung über die Ermächtigung des Vorstands zur 

Ausgabe von Wandel-/Optionsschuldverschreibungen, zum 

Ausschluss des Bezugsrechts sowie Beschlussfassung über 

die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2017 sowie Aufhe-

bung des Bedingten Kapitals 2007 und entsprechende Sat-

zungsänderungen

Für eine Ausweitung der Geschäftstätigkeit des Vita 34 Konzerns 
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wird der allgemeine Finanzierungsbedarf des Konzerns steigen. 

Um die Gesellschaft in die Lage zu versetzen, ihren Finanzie-

rungsbedarf künftig in angepasstem Umfang gegebenenfalls 

auch durch die Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldver-

schreibungen decken zu können, soll beschlossen werden, dem 

Vorstand eine Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- bzw. Op-

tionsschuldverschreibungen einzuräumen und ein entsprechen-

des Bedingtes Kapital 2017 zu schaffen. Das in § 7 Absatz 3 der 

Satzung der Gesellschaft enthaltene Bedingte Kapital 2007 wird 

nicht mehr benötigt und soll daher aufgehoben werden, da un-

ter dem entsprechenden Ermächtigungsbeschluss der Hauptver-

sammlung vom 31. Juli 2007 keine Aktienoptionen ausgegeben 

wurden und auch nicht mehr ausgegeben werden können.

I. Beschlussvorschlag
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a) Aufhebung der nicht ausgenutzten Ermächtigung vom 31. Juli 

2007 und entsprechende Aufhebung des Bedingten Kapitals 

2007 

Die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Aktienop-

tionen vom 31. Juli 2007 wird aufgehoben. Der Beschluss der 

Hauptversammlung vom 31. Juli 2007 über die Schaffung des 

Bedingten Kapitals 2007 über EUR 40.000,00 gemäß § 7 Abs. 3 

der Satzung wird ebenfalls aufgehoben.

b) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/Optionsschuldver-

schreibungen

Der Vorstand wird mit Wirkung auf die Eintragung des Bedingten 

Kapitals 2017 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Schuldverschrei-

bungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 40.000.000,00 Euro 

mit Wandlungsrecht oder mit in auf den Inhaber oder auf den 

Namen lautenden Optionsscheinen verbrieften Optionsrechten 

oder eine Kombination dieser Instrumente mit oder ohne Lauf-

zeitbegrenzung auf insgesamt bis zu 1.513.250 auf den Namen 

lautende Stückaktien der Vita 34 AG („Vita 34-Aktien“) mit ei-

nem anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu 

1.513.250,00 Euro („Schuldverschreibungen“) zu begeben. Die 

jeweiligen Schuldverschreibungs- beziehungsweise Optionsbe-

dingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht 

sowie ein Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von 

Aktien vorsehen (in beliebiger Kombination), und zwar zum Ende 

der Laufzeit oder zu anderen Zeitpunkten. Die Schuldverschrei-

bungen sind gegen Barleistung auszugeben. Die Ermächtigung 

umfasst auch die Möglichkeit, für von Konzerngesellschaften 

der Gesellschaft ausgegebene Schuldverschreibungen die er-

forderlichen Garantien zu übernehmen sowie weitere für eine 

erfolgreiche Begebung erforderliche Erklärungen abzugeben 

und Handlungen vorzunehmen. Weiter umfasst die Ermächti-

gung die Möglichkeit, Vita 34-Aktien zu gewähren, soweit die 

Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen oder 

von Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen von ih-

rem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen oder ihre 

Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen. Die Ermächtigung gilt bis zum 27. Juni 2022. Die 

Schuldverschreibungen sowie gegebenenfalls die Optionsschei-

ne können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen so-

wie auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben wer-

den. Alle Teilschuldverschreibungen einer jeweils begebenen 

Tranche sind mit unter sich jeweils gleichrangigen Rechten und 

Pflichten zu versehen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der 

je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf höchs-

tens dem Nennbetrag bzw. einem unter dem Nennbetrag lie-

genden Ausgabepreis der Teilschuldverschreibung entsprechen. 

(1) Wandlungs-/Optionspreis

Der Wandlungs-/Optionspreis darf 80% des Kurses der Vita 34- 

Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfol-

gesystem) nicht unterschreiten. Maßgeblich dafür ist der durch-

schnittliche Schlusskurs an den zehn Börsenhandelstagen vor 

der endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Abgabe 

eines Angebots zur Zeichnung von Schuldverschreibungen bzw. 

über die Erklärung der Annahme durch die Gesellschaft nach 

einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsan-

geboten. Bei einem Bezugsrechtshandel sind die Tage des Be-

zugsrechtshandels mit Ausnahme der beiden letzten Börsentage 
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des Bezugsrechtshandels maßgeblich. Im Fall von Schuldver-

schreibungen mit einer Wandlungs-/Optionspflicht bzw. einem 

Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien kann 

der Wandlungs-/Optionspreis mindestens entweder den oben 

genannten Mindestpreis betragen oder dem durchschnittlichen 

Schlusskurs der Vita 34-Aktie an den zehn Börsenhandelstagen 

im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit der Schuldverschreibun-

gen entsprechen, auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb 

des oben genannten Mindestpreises (80%) liegt. § 9 Abs. 1 AktG 

sowie § 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt. 

(2) Optionsscheine

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden 

jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine 

beigefügt, die den Inhaber bzw. Gläubiger nach näherer Maß-

gabe der Schuldverschreibungs- bzw. Optionsbedingungen zum 

Bezug von Vita 34-Aktien berechtigen oder verpflichten oder die 

ein Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Die betreffen-

den Optionsscheine können von den jeweiligen Teilschuldver-

schreibungen abtrennbar sein. Die Schuldverschreibungs- bzw. 

Optionsbedingungen können vorsehen, dass die Zahlung des 

Optionspreises auch durch Übertragung von Teilschuldverschrei-

bungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt wer-

den kann. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Options-

schuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens dem 

Nennbetrag bzw. einem unter dem Nennbetrag liegenden Aus-

gabepreis der Optionsschuldverschreibung entsprechen. 

(3) Umtauschverhältnis

Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten 

die Inhaber bzw. Gläubiger der Wandelschuldverschreibungen 

das Recht bzw. haben die Pflicht, ihre Wandelschuldverschrei-

bungen nach näherer Maßgabe der Wandelschuldverschrei-

bungsbedingungen in Vita 34-Aktien zu wandeln. Das Wand-

lungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags 

bzw. eines unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises 

einer Wandelschuldverschreibung durch den jeweils festgesetz-

ten Wandlungspreis für eine neue Vita 34-Aktie. Der anteilige 

Betrag am Grundkapital der je Wandelschuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien darf höchstens dem Nennbetrag bzw. ei-

nem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der Wan-

delschuldverschreibung entsprechen. 

(4) Verwässerungsschutz

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer 

Maßgabe der jeweiligen Schuldverschreibungs- bzw. Options-

bedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu ge-

währen bzw. Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz 

bzw. Anpassungen können insbesondere vorgesehen werden, 

wenn es während der Laufzeit der Schuldverschreibungen bzw. 

Optionsscheine zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft 

kommt (etwa einer Kapitalerhöhung bzw. -herabsetzung oder 

einem Aktiensplit), aber auch im Zusammenhang mit Dividen-

denzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-/Optionsschuld-

verschreibungen sowie im Fall außergewöhnlicher Ereignisse, 

die während der Laufzeit der Schuldverschreibungen bzw. der 

Optionsscheine eintreten (wie z. B. einer Kontrollerlangung 

durch einen Dritten). Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen 

können insbesondere durch Einräumung von Bezugsrechten, 

durch Veränderung des Wandlungs-/Optionspreises sowie durch 

die Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten vorge-

sehen werden. 

(5) Weitere Bestimmungen

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

die weiteren Bedingungen der Schuldverschreibungen bzw. Op-

tionsscheine festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit der jeweils 

ausgebenden Konzerngesellschaft festzulegen. Die Bedingun-

gen können dabei auch regeln, 

-	� ob anstelle der Erfüllung aus bedingtem Kapital die Lieferung 

eigener Aktien der Vita 34 AG, die Zahlung des Gegenwerts 

in Geld oder die Lieferung anderer börsennotierter Wertpa-

piere vorgesehen werden kann, 

-	� ob der Wandlungs-/Optionspreis oder das Wandlungsverhält-

nis bei Begebung der Schuldver-schreibungen festzulegen 
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oder anhand zukünftiger Börsenkurse innerhalb einer festzu-

legenden Bandbreite zu ermitteln ist, 

-	� ob und wie auf ein volles Wandlungsverhältnis gerundet 

wird,

-	� ob eine in bar zu leistende Zuzahlung oder ein Barausgleich 

bei Spitzen festgesetzt wird, 

-	� wie im Fall von Pflichtwandlungen bzw. der Erfüllung von Op-

tionspflichten oder Andienungsrechten Einzelheiten der Aus-

übung, der Erfüllung von Pflichten oder Rechten, der Fristen 

und der Bestimmung von Wandlungs-/Optionspreisen festzu-

legen sind, 

-	� ob die Schuldverschreibungen in Euro oder – unter Begren-

zung auf den entsprechenden Gegenwert – in anderen ge-

setzlichen Währungen von OECD-Ländern begeben werden. 

(6) Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss

Die Schuldverschreibungen sind den Aktionären grundsätzlich 

zum Bezug anzubieten; dabei können sie auch an Kreditinstitute 

mit der Verpflichtung ausgegeben werden, sie den Aktionären 

zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 

-	� sofern der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung deren 

nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit-

telten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschrei-

tet. Dabei darf die Summe der aufgrund von Schuldverschrei-

bungen nach dieser Ermächtigung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen) 

auszugebenden Aktien zusammen mit anderen gemäß oder 

entsprechend dieser gesetzlichen Bestimmung während der 

Wirksamkeit dieser Ermächtigung ausgegebenen oder veräu-

ßerten Aktien nicht 10% des jeweiligen Grundkapitals zum 

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung übersteigen; 

-	� soweit dies für Spitzenbeträge erforderlich ist, die sich auf-

grund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

-	� um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs-/Options-

rechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. entsprechender 

Wandlungs-/Optionspflichten zum Ausgleich von Verwäs-

serungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie 

sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte bzw. Erfüllung dieser 

Pflichten zustünden. 

c) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2017

Zur Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund vorste-

hender Ermächtigung gemäß lit. b) ausgegeben werden, wird 

das Grundkapital um bis zu 1.513.250,00 Euro durch Ausgabe 

von bis zu 1.513.250 auf den Namen lautende Stückaktien be-

dingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhö-

hung wird durch Ausgabe von bis zu 1.513.250 auf den Namen 

lautende Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des 

Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur insoweit durchgeführt, wie die 

Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen oder 

von Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen, die 

aufgrund der Ermächtigung des Vorstands gemäß lit. b) von der 

Vita 34 AG oder durch eine Konzerngesellschaft bis zum 27. Juni 

2022 begeben werden, von ihrem Wandlungs-/Optionsrecht Ge-

brauch machen, ihrer Wandlungs-/Optionspflicht genügen oder 

Andienungen von Aktien erfolgen und soweit nicht andere Er-

füllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe 

der neuen Aktien erfolgt zu den nach Maßgabe des vorstehend 

bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmen-

den Wandlungs- oder Optionspreis. Der Vorstand wird ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

d) Änderung der Satzung

§ 7 Absatz 3 der Satzung der Vita 34 AG wird wie folgt neu ge-

fasst:

„(3) Das Grundkapital ist um bis zu 1.513.250,00 Euro bedingt er-

höht. Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis 

zu 1.513.250 auf den Namen lautende Stückaktien mit Gewinn-
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berechtigung ab Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur 

insoweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Wan-

delschuldverschreibungen oder von Optionsscheinen aus Opti-

onsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung des 

Vorstands durch die Hauptversammlung vom 28. Juni 2017 von 

der Vita 34 AG oder durch eine Konzerngesellschaft bis zum 27. 

Juni 2022 begeben werden, von ihrem Wandlungs-/Optionsrecht 

Gebrauch machen, ihrer Wandlungs-/Optionspflicht genügen 

oder Andienungen von Aktien erfolgen und soweit nicht andere 

Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden (Bedingtes 

Kapital 2017). Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu den nach 

Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlus-

ses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder Optionspreis. Der 

Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapita-

lerhöhung festzusetzen.“ 

e) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 7 der Satzung entspre-

chend der jeweiligen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2017 

anzupassen sowie alle sonstigen damit in Zusammenhangste-

henden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die 

Fassung betreffen. Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtaus-

nutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/Options-

schuldverschreibungen nach Ablauf der Ermächtigungsfrist so-

wie für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 

2017 nach Ablauf sämtlicher Wandlungs-/Optionsfristen.

II. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 
Der Vorstand erstattet im Zusammenhang mit der beabsichtig-

ten Schaffung des bedingten Kapitals folgenden Bericht der ab 

dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung im In-

ternet unter www.vita34group.de, Bereich „Hauptversammlung“ 

zugänglich gemacht wird sowie während der Hauptversamm-

lung den Aktionären zur Einsichtnahme ausliegt:

„Eine angemessene Kapitalausstattung und Finanzierung ist eine 

wesentliche Grundlage für die Entwicklung des Unternehmens. 

Durch die Ausgabe von Wandel-/Optionsschuldverschreibun-

gen („Schuldverschreibungen“) kann die Gesellschaft je nach 

Marktlage attraktive Finanzierungsmöglichkeiten nutzen, etwa 

um dem Unternehmen zinsgünstig Fremdkapital zukommen 

zu lassen. Ferner können durch die Ausgabe von Wandel-/Op-

tionsschuldverschreibungen, gegebenenfalls in Ergänzung zum 

Einsatz anderer Instrumente wie einer Kapitalerhöhung, neue 

Investorenkreise erschlossen werden. Der Vorstand soll daher zu 

einer Ausgabe von Schuldverschreibungen ermächtigt und ein 

entsprechendes Bedingtes Kapital 2017 beschlossen werden. 

Die unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagene Ermächtigung 

sieht vor, dass Schuldverschreibungen über bis zu 40.000.000,00 

Euro mit Wandlungs-/Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien 

der Vita 34 AG ausgegeben werden können. Dafür sollen bis zu 

1.513.250 Stück neue Aktien der Vita 34 AG mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital von bis zu 1.513.250,00 Euro aus dem 

neu zu schaffenden Bedingten Kapital 2017 zur Verfügung ste-

hen. Die Ermächtigung ist bis zum 27. Juni 2022 befristet. 

Die Gesellschaft soll, gegebenenfalls auch über ihre Konzern-

gesellschaften, je nach Marktlage die Schuldverschreibungen in 

Euro oder anderen gesetzlichen Währungen von OECD-Ländern 

ausgeben können. Die Schuldverschreibungen sollen auch die 

Möglichkeit einer Verpflichtung zur Ausübung des Wandlungs-/

Optionsrechts bzw. ein Andienungsrecht des Emittenten vor-

sehen können. Darüber hinaus soll anstelle der Erfüllung der 

Schuldverschreibungen mit Aktien aus dem Bedingten Kapital 

2017 auch die Lieferung eigener Aktien der Vita 34 AG, die Zah-

lung des Gegenwerts in Geld oder die Lieferung anderer börsen-

notierter Wertpapiere vorgesehen werden können. 

Der Wandlungs-/Optionspreis darf einen Mindestausgabebetrag 

nicht unterschreiten. Die Berechnungsgrundlagen des Wand-

lungs-/Optionspreises müssen genau angegeben werden. An-

knüpfungspunkt für die Berechnung ist jeweils der Börsenkurs 

der Vita 34-Aktie im zeitlichen Zusammenhang mit der Platzie-

rung der Schuldverschreibungen bzw. im Fall einer Wandlungs-/

Optionspflicht sowie einem Andienungsrecht alternativ der Bör-

senkurs der Vita 34-Aktie im zeitlichen Zusammenhang mit der 

Endfälligkeit der Schuldverschreibungen. Der Wandlungs-/Opti-

onspreis kann vorbehaltlich von § 9 Abs. 1 und § 199 Abs. 2 AktG 
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aufgrund einer Verwässerungsschutz- bzw. Anpassungsklausel 

nach näherer Bestimmung der der jeweiligen Schuldverschrei-

bung zugrunde liegenden Bedingungen wertwahrend angepasst 

werden, wenn es während der Laufzeit der Schuldverschrei-

bungen bzw. der Optionsscheine z. B. zu Kapitalveränderungen 

bei der Gesellschaft kommt, etwa einer Kapitalerhöhung bzw. 

-herabsetzung oder einem Aktiensplit. Weiter können Verwäs-

serungsschutz bzw. Anpassungen vorgesehen werden im Zu-

sammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen sowie im Fall außerge-

wöhnlicher Ereignisse, die während der Laufzeit der Schuldver-

schreibungen bzw. der Optionsscheine eintreten (wie z. B. der 

Kontrollerlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz 

bzw. Anpassungen können auch durch Einräumung von Bezugs-

rechten oder durch die Veränderung oder Einräumung von Bar-

komponenten vorgesehen werden. 

Grundsätzlich besteht ein Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuld-

verschreibungen dieser Art. Um die Abwicklung zu erleichtern, 

soll auch von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden kön-

nen, die Schuldverschreibungen an Kreditinstitute mit der Ver-

pflichtung auszugeben, sie den Aktionären entsprechend ihrem 

Bezugsrecht zum Bezug anzubieten. In einigen Fällen soll der 

Vorstand aber auch ermächtigt sein, das Bezugsrecht mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats auszuschließen. 

a) Bezugsrechtsausschluss gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

Für den Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Wandel-/Opti-

onsschuldverschreibungen gilt nach § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die 

Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort 

geregelte Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von bis zu 10% 

des jeweiligen Grundkapitals zum Zeitpunkt der Ausübung der 

Ermächtigung wird aufgrund der ausdrücklichen Beschränkung 

der Ermächtigung auch zusammen mit anderen gemäß oder 

entsprechend dieser gesetzlichen Bestimmung während der 

Wirksamkeit dieser Ermächtigung ausgegebenen oder veräußer-

ten Aktien nicht überschritten. Die Platzierung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ermöglicht es der Gesellschaft, 

kurzfristig günstige Kapitalmarktsituationen auszunutzen und 

so einen deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall der Ausgabe 

unter Wahrung des Bezugsrechts zu erzielen. Bei Einräumung ei-

nes Bezugsrechts wäre die erfolgreiche Platzierung wegen der 

Ungewissheit über die Ausnutzung der Bezugsrechte gefährdet 

bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbunden. Für die Gesellschaft 

günstige, möglichst marktnahe Konditionen können nur fest-

gesetzt werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht für einen 

zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Sonst wäre, um die 

Attraktivität der Konditionen und damit die Erfolgschancen der 

jeweiligen Emission für den ganzen Angebotszeitraum sicherzu-

stellen, ein nicht unerheblicher Sicherheitsabschlag erforderlich. 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die 

Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem theoreti-

schen Marktwert ausgegeben werden. Dabei ist der theoretische 

Marktwert anhand von anerkannten finanzmathematischen Me-

thoden zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestset-

zung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapi-

talmarkt den Abschlag vom Börsenkurs so gering wie möglich 

halten. Damit wird der rechnerische Marktwert eines Bezugs-

rechts auf beinahe null sinken, sodass den Aktionären durch den 

Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher 

Nachteil entstehen kann. Sie haben zudem die Möglichkeit, ihren 

Anteil am Grundkapital der Gesellschaft zu annähernd gleichen 

Bedingungen mittels eines Erwerbs der erforderlichen Aktien 

über die Börse aufrechtzuerhalten. 

b) Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen und zum Ver-

wässerungsschutz 

Die übrigen vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlus-

ses dienen lediglich dazu, die Ausgabe von Schuldverschrei-

bungen zu vereinfachen. Der Ausschluss bei Spitzenbeträgen 

ist sinnvoll und marktkonform, um ein praktisch handhabbares 

Bezugsverhältnis herstellen zu können. Der marktübliche Aus-

schluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bzw. Gläubiger 

bereits ausgegebener Schuldverschreibungen hat den Vorteil, 

dass der Wandlungs-/Optionspreis für die bereits ausgegebe-



24 25

nen und regelmäßig mit einem Verwässerungsschutzmecha-

nismus ausgestatteten Schuldverschreibungen nicht ermäßigt 

zu werden braucht. Dadurch können die Schuldverschreibungen 

in mehreren Tranchen attraktiver platziert werden, und es wird 

insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht. Die vorgeschla-

genen Ausschlüsse des Bezugsrechts liegen damit im Interesse 

der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Insgesamt rechtfertigen die beschriebenen Vorteile nach Über-

zeugung des Vorstands und Aufsichtsrats der Gesellschaft den 

vorgeschlagenen Ausschluss des Bezugsrechts.

Das Bedingte Kapital 2017 wird benötigt, um die mit den Schuld-

verschreibungen verbundenen Wandlungs-/Optionsrechte bzw. 

Wandlungs-/Optionspflichten oder Andienungsrechte auf bzw. 

in Bezug auf Vita 34-Aktien zu erfüllen. Konkrete Pläne für eine 

Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/Opti-

onsschuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vorstand 

wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Er-

mächtigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung 

der Ermächtigung berichten.“

II. GESAMTZAHL DER  
AKTIEN UND STIMM-
RECHTE

Im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung beträgt 

das Grundkapital der Gesellschaft 3.026.500,00 Euro. Das Grund-

kapital ist eingeteilt in 3.026.500 auf den Namen lautende nenn-

wertlose Stückaktien. Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. Die 

Gesamtzahl der Stimmrechte beläuft sich somit auf 3.026.500 

Stimmrechte. Die Gesellschaft und eine von ihr abhängige Toch-

tergesellschaft halten im Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-

versammlung insgesamt 61.907 eigene Aktien, aus denen ihnen 

keine Stimmrechte zustehen.
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III. TEILNAHME- 
BEDINGUNGEN

1. Teilnahme an der Hauptversammlung und Stimmrecht
Gemäß § 21 Abs. 1 der Satzung sind zur Teilnahme an der Haupt-

versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts die Aktionäre 

oder deren Vertreter berechtigt, deren Namensaktien am Tage 

der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind und 

die sich mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung bei 

der Gesellschaft angemeldet haben. Die Anmeldung muss in 

Textform erfolgen und der Gesellschaft spätestens bis zum 21. 

Juni 2017, 24:00 Uhr MESZ („Anmeldeschlusstag“), unter folgen-

der Adresse („Anmeldeadresse“) zugehen:

Vita 34 AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Deutschland

Telefax: +49 (0) 89 – 21 0 27 288

E-Mail: namensaktien@linkmarketservices.de

Nach Eingang der Anmeldung werden den Aktionären bzw. den 

von ihnen benannten Bevollmächtigten von der Anmeldestelle 

Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Anders als 

die Anmeldung zur Hauptversammlung sind Eintrittskarten le-

diglich organisatorische Hilfsmittel und keine Voraussetzung für 

die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des 

Stimmrechts.  

Gemäß § 8 Abs. 3 der Satzung können Umschreibungen im Ak-

tienregister in den letzten sechs Tagen vor dem Tag der Haupt-

versammlung, d.h. nach Ablauf des Anmeldeschlusstags (21. Juni 

2017, 24:00 Uhr MESZ, sogenannter Technical Record Date) bis 

einschließlich 28. Juni 2017 nicht vorgenommen werden.  

Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung 

nicht gesperrt oder blockiert. Aktionäre können daher über ihre 

Aktien auch nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung 

weiterhin frei verfügen. Maßgeblich für das Stimmrecht ist der 

im Aktienregister eingetragene Bestand am Tag der Hauptver-

sammlung. Erwerber von Aktien, deren Umschreibungsanträge 

nach dem Anmeldeschlusstag (21. Juni 2017, 24:00 Uhr MESZ) 

bei der Gesellschaft eingehen, können allerdings Teilnahme- und 

Stimmrechte aus diesen Aktien nicht ausüben, soweit sie sich 

nicht zur Ausübung von Stimmrechten oder sonstigen Teilnah-

merechten bevollmächtigen lassen. In diesen Fällen bleiben Teil-

nahme- und Stimmrechte bis zur Umschreibung noch bei dem im 

Aktienregister eingetragenen Aktionär. Sämtliche Erwerber von 

Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im Aktienregister ein-

getragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungsanträge 

rechtzeitig zu stellen.  

Kreditinstitute und Aktionärsvereinigungen sowie sonstige, Kre-

ditinstituten nach § 135 Abs. 8 AktG oder nach § 135 Abs. 10 

i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen oder Verei-

nigungen dürfen das Stimmrecht für Namensaktien, die ihnen 

nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister ein-

getragen sind, nur aufgrund einer Ermächtigung ausüben. Einzel-

heiten zu dieser Ermächtigung finden sich in § 135 AktG.

2. Stimmrechtsvertretung – Stimmabgabe durch einen 
Bevollmächtigten
Im Aktienregister eingetragene Aktionäre, die nicht persönlich 

an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr Stimmrecht 

auch durch Bevollmächtigte, wie z. B. ein Kreditinstitut oder eine 

Aktionärsvereinigung, ausüben lassen. Auch in diesem Fall ist 

eine fristgerechte Anmeldung gemäß oben stehenden Bestim-

mungen erforderlich. Nach erfolgter fristgerechter Anmeldung 

können bis zur Beendigung der Hauptversammlung Vollmach-

ten erteilt werden. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine 

Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen 

zurückweisen. Die Erteilung und der Widerruf der Vollmacht kön-

nen sowohl durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft als auch 

durch die Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden er-

folgen. Die persönliche Teilnahme des Aktionärs an der Haupt-

versammlung gilt automatisch als Widerruf der einem Dritten 

zuvor erteilten Vollmacht.
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Soweit Vollmachten nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsver-

einigung oder eine andere der in § 135 Abs. 8 und Abs. 10 i.V.m. 

§ 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten Personen oder Vereinigun-

gen erteilt werden, bedürfen ihre Erteilung, ihr Widerruf und der 

Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der 

Textform. Die Erklärung der Erteilung der Vollmacht kann gegen-

über dem Bevollmächtigten oder gegenüber der Gesellschaft 

erfolgen. Der Nachweis einer gegenüber dem Bevollmächtigten 

erteilten Vollmacht kann dadurch geführt werden, dass dieser 

die Vollmacht am Tag der Hauptversammlung an der Einlass-

kontrolle vorweist. Für eine Übermittlung des Nachweises der 

Bevollmächtigung per Post, per Telefax oder auf elektronischem 

Weg (per E-Mail) bietet die Gesellschaft die Anmeldeadresse an.  

Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, 

wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber 

der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über 

die Erteilung der Vollmacht erübrigt sich in diesem Fall. Auch der 

Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann auf den vorge-

nannten Übermittlungswegen unmittelbar gegenüber der Ge-

sellschaft erklärt werden oder durch persönliches Erscheinen auf 

der Hauptversammlung erfolgen. Aus organisatorischen Grün-

den bitten wir unsere Aktionäre, Vollmachten, Nachweise der 

Bevollmächtigung und den Widerruf von Vollmachten bis zum 

27. Juni 2017, 24:00 Uhr MESZ (Eingang), der Gesellschaft un-

ter der Anmeldeadresse per Post, per Telefax oder per E-Mail zu 

übermitteln. Das schließt eine Erteilung von Vollmachten sowie 

den Widerruf von Vollmachten nach diesem Zeitpunkt nicht aus.  

Ein Formular für die Vollmachtserteilung ist in den Unterlagen ent-

halten, die den ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären zu-

sammen mit der Eintrittskarte übermittelt werden. Es kann auch 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.vita34group.de, 

Bereich „Hauptversammlung“ heruntergeladen werden und un-

ter der Anmeldeadresse angefordert werden. Die Verwendung 

eines von der Gesellschaft zur Verfügung gestellten Vollmachts-

formulars ist nicht zwingend. Möglich ist auch, dass Aktionäre 

eine gesonderte Vollmacht in Textform ausstellen.

Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und andere in § 135 Abs. 

8 und Abs. 10 i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen 

und Vereinigungen können für ihre eigene Bevollmächtigung ab-

weichende Regelungen für die Form der Vollmacht vorgeben; die 

Aktionäre werden gebeten, sich in einem solchen Fall rechtzei-

tig mit der zu bevollmächtigenden Person oder Institution über 

Form und Verfahren der Vollmachtserteilung abzustimmen.  

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, sich durch von der 

Gesellschaft benannte, weisungsgebundene Stimmrechtsvertre-

ter in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Die Vollmacht 

und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

sind in Textform unter Nutzung der oben beschriebenen Mög-

lichkeiten an die Anmeldeadresse zu richten.

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft üben das Stimmrecht 

ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten Wei-

sungen aus. Soweit eine ausdrückliche und eindeutige Weisung 

fehlt, werden sich die Stimmrechtsvertreter für den jeweiligen 

Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten; dies gilt auch 

für in der Hauptversammlung gestellte Anträge von Aktionären 

(z. B. Gegenanträge, Wahlvorschläge oder Verfahrensanträge), 

die nicht zuvor angekündigt worden sind. Sollte zu einem Tages-

ordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, 

so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt 

entsprechend für jeden Punkt der Einzelabstimmung. Die Beauf-

tragung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-

ter zur Widerspruchserklärung sowie zur Antrag- und Fragenstel-

lung ist ausgeschlossen.

Aktionäre, die sich rechtzeitig zur Teilnahme an der Hauptver-

sammlung angemeldet haben, können noch bis zum 27. Juni 

2017, 24:00 Uhr MESZ, den Stimmrechtsvertretern der Gesell-

schaft per Post, per Telefax oder per E-Mail an die Anmeldead-

resse Vollmacht erteilen (abgesehen von einer Vollmachts- und 

Weisungserteilung während der Hauptversammlung bis zum 

Ende der Generaldebatte durch Verwendung des Formulars, das 

in der Hauptversammlung zur Verfügung gestellt wird). Gleiches 

gilt für die Änderung und den Widerruf erteilter Vollmachten und 
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Weisungen. Auch nach Erteilung einer Bevollmächtigung sind  

Aktionäre weiter berechtigt, an der Hauptversammlung persön-

lich oder durch einen bevollmächtigten Dritten teilzunehmen, 

wobei in diesem Falle erteilte Vollmachten und Weisungen auto-

matisch als widerrufen gelten.

Ein Vollmachts- und Weisungsvordruck sowie weitere Einzelhei-

ten hierzu sind in den Unterlagen enthalten, welche zusammen 

mit der Einladung übermittelt werden. Das Formular kann auch 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.vita34group.de, 

Bereich „Hauptversammlung“ heruntergeladen und unter der 

Anmeldeadresse angefordert werden. 

3. Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl
Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihre 

Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, 

durch Briefwahl abgeben. Zur Ausübung des Stimmrechts im 

Wege der Briefwahl sind nur diejenigen eingetragenen Aktio-

näre berechtigt, die sich rechtzeitig bis zum Anmeldeschlusstag 

(21. Juni 2017, 24:00 Uhr MESZ) bei der Gesellschaft unter der 

Anmeldeadresse per Post, per Telefax oder per E-Mail angemel-

det haben.

Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl erfolgt dann entweder 

schriftlich per Post oder im Wege elektronischer Kommunikation 

per Telefax oder per E-Mail unter der Anmeldeadresse und muss 

spätestens bis zum 27. Juni 2017, 24:00 Uhr MESZ, bei der Gesell-

schaft eingegangen sein.

Ein Formular zur Stimmabgabe im Wege der Briefwahl kann auch 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.vita34group.de, 

Bereich „Hauptversammlung“ heruntergeladen werden.

Auch bevollmächtigte Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen 

oder andere ihnen nach § 135 Abs. 8 und 10 i.V.m. § 125 Abs. 5 

AktG gleichgestellte Personen und Institutionen können sich der 

Briefwahl bedienen.

Auch für die Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl 

ist der am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister einge-

tragene Aktienbestand maßgebend.

Abgegebene Briefwahlstimmen können bis zum 27. Juni 2017, 

24:00 Uhr MESZ, schriftlich oder elektronisch unter der oben ge-

nannten Anmeldedresse der Gesellschaft geändert oder wider-

rufen werden. Auch nach einer Stimmabgabe per Briefwahl sind 

die Aktionäre weiter berechtigt, an der Hauptversammlung per-

sönlich oder durch einen Bevollmächtigten teilzunehmen, wobei 

in diesem Falle abgegebene Briefwahlstimmen automatisch als 

widerrufen gelten.
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IV. RECHTE DER  
AKTIONÄRE

1. Ergänzung der Tagesordnung, § 122 Abs. 2 AktG
Aktionäre, deren Anteile zusammen 5% des Grundkapitals oder 

den anteiligen Betrag von 500.000,00 Euro erreichen („Quorum“), 

können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge-

setzt und bekannt gemacht werden. Das Verlangen ist schriftlich 

an den Vorstand der Vita 34 AG zu richten, wobei jedem neuen 

Gegenstand eine Begründung oder eine Beschlussvorlage bei-

liegen muss. Das Verlangen muss der Gesellschaft spätestens 

bis zum 28. Mai 2017, 24:00 Uhr MESZ, unter folgender Adresse 

zugehen:

Vita 34 AG

– Vorstand –

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Deutschland

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie Inhaber einer 

ausreichenden Anzahl von Aktien für die Dauer der gesetzlich 

angeordneten Mindestbesitzzeit von 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens sind und diese bis zur Entscheidung 

über das Verlangen halten (§§ 122 Abs. 2, 122 Abs. 1 Satz 3 

AktG sowie § 70 AktG).

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – 

soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht 

werden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundes-

anzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf der In-

ternetseite der Gesellschaft unter www.vita34group.de, Bereich 

„Hauptversammlung“ bekannt gemacht und den Aktionären 

mitgeteilt.

2. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären, §§ 126 
Abs. 1, 127 AktG
Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126, 127 

AktG sind ausschließlich an die nachfolgend genannte Anschrift zu 

richten:

Vita 34 AG

c/o Link Market Services GmbH

Landshuter Allee 10

80637 München

Telefax: +49 (0)89/21027-298

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de

Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Akti-

onären, die innerhalb der gesetzlichen Fristen, also bis zum 13. 

Juni 2017, 24:00 Uhr MESZ, bei der Gesellschaft eingehen, werden 

einschließlich des Namens des Aktionärs und (bei Gegenanträ-

gen) zugänglich zu machender Begründungen im Internet unter 

www.vita34group.de, Bereich „Hauptversammlung“ veröffentlicht. 

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 

Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls im 

Internet unter der Internetadresse www.vita34group.de, Bereich 

„Hauptversammlung“ veröffentlicht.

3. Auskunftsrecht des Aktionärs, § 131 Abs. 1 AktG
Jedem Aktionär oder Aktionärsvertreter ist auf Verlangen in der 

Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenhei-

ten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Be-

urteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und 

kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht 

erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Be-

ziehungen der Vita 34 AG zu mit ihr verbundenen Unternehmen 

sowie auf die Lage des Vita 34-Konzerns und der in den Konzern-

abschluss einbezogenen Unternehmen.

Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und ge-

treuen Rechenschaft zu entsprechen. § 131 Abs. 3 AktG nennt 

die Voraussetzungen, unter denen der Vorstand die Auskunft 

verweigern darf. Auskunftsverlangen sind in der Hauptver-

sammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der Aussprache 

zu stellen. Gemäß § 23 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft kann 
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der Versammlungsleiter das Frage- und Rederecht der Aktionäre 

zeitlich angemessen beschränken.

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Akti-

onäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 

AktG finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

www.vita34group.de, Bereich „Hauptversammlung“.

4. Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft
Weitere Informationen sowie die nach § 124a AktG zu veröf-

fentlichenden Informationen finden sich auf der Internetseite 

der Vita 34 AG unter www.vita34group.de, Bereich „Hauptver-

sammlung“.

Leipzig, im Mai 2017

Vita 34 AG

Der Vorstand

Anlagen

Lebenslauf Dr. Hans-Georg Giering

Lebenslauf Alexander Starke

CURRICULUM VITAE

Dr. Hans-Georg Giering

geb. 1959 in Dresden

Deutsche Staatsbürgerschaft

verheiratet, vier Kinder

Sprachen: Deutsch, Englisch, Russisch

Berufserfahrung

1980 – 1990	� Wissenschaftlicher Assistent an der Sektion 

Physik, Universität Leipzig

1990 – 1992	� Geschäftsführender Gesellschafter,  

Messehotels Leipzig

1992 – 1995	� Geschäftsführender Gesellschafter,  

Ärzteservice Dr. Giering GmbH, Leipzig

1995 – 1999	� Geschäftsführer, GLOBANA Communications/ 

Teleport GmbH, München

1999 – 2013	� Vorstandsvorsitzender, First Sensor AG  

(Prime Standard), Berlin

2013 – heute	� Geschäftsführender Gesellschafter,  

Magnosco GmbH, Berlin  

Cagnosco GmbH, Berlin

Ausbildung

1976 – 1980	� Studium an der Universität Leipzig, Sektion 

Physik, Fachrichtung Mathematik/Physik

1983		  Promotion mit „Magna cum Laude“

Aktuelle Mandate

2012 – heute	� Aufsichtsratsvorsitzender der Vita 34 AG  

(Prime Standard), Leipzig
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CURRICULUM VITAE

Alexander Starke

geb. 1974 in Karlsruhe

Deutsche Staatsbürgerschaft

verheiratet, keine Kinder

Sprachen: Deutsch, Englisch, Französisch

Berufserfahrung

1999 – 2001	� Rettungssanitäter, Arbeiter Samariter Bund 

Erlangen e. V.

2002 – 2004	 Rechtsreferendar, FSR.Recht GbR 

2004 – 2015	 angestellter Rechtsanwalt, FSR.Recht GbR

2015 – heute	� geschäftsführender Gesellschafter der STAR-

KE.recht GmbH (Rechtsanwaltsgesellschaft)

Ausbildung

1994 – 1998	� Studium der Rechtswissenschaften an der 

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen- 

Nürnberg (FAU)

1999		  Erste Juristische Staatsprüfung

2000 – 2001	 Ausbildung zum Rettungssanitäter

2001 – 2004	� Referendariat im OLG-Bezirk Nürnberg,  

Zweite Juristische Staatsprüfung

2004		�  Zulassung zur Anwaltschaft bei der Rechts-

anwaltskammer Nürnberg

2008		  Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht

2014		  Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht

2015		�  Schlichter und Schiedsrichter nach  

„Schlichtungsordnung Bau“ (SOBau)

Aktuelle Mandate

2012 – heute	� Aufsichtsrat der Vita 34 AG (Prime Standard), 
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Anreise

Fraunhofer-Institut für Zelltherapie und Immunologie

Perlickstraße 1

04103 Leipzig

Autobahnanschluss

A38, Abfahrt Leipzig Süd, über B2 Richtung Zentrum bis

Abfahrt Richard-Lehmann-Straße, Richtung Alte Messe

A9, Abfahrt Leipzig West, weiter B181 Richtung Zentrum,

Alte Messe

Flughafen Leipzig-Halle

Transfer per Taxi ca. 30 min

Transfer per Bahn und Straßenbahn ca. 45 min

Straßenbahnanschluss

Ab Hauptbahnhof Linie 16, bis Haltestelle: An den Tierkliniken



Vita 34 AG
Firmensitz: Deutscher Platz 5a | 04103 Leipzig

Postanschrift: Perlickstraße 5 | 04103 Leipzig 

Telefon:	 +49 (0)341 48792-40
Telefax:	 +49 (0)341 48792-39

E-Mail:	 ir@vita34group.de

Internet:	 www.vita34group.de
	 www.facebook.com/vita34

Jahre
Mit Erfahrung 
in die Zukunft


